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Vorwort

So einig man sich im Grundsatz in Bezug auf das langfristige Ziel der Senkung 
der Treibhausgasemissionen ist, umso schwieriger erscheint es Strategien zu ent-
wickeln, wie der Verbrauch fossiler Energien im Einklang von Ökologie und Öko-
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dabei aufkommende Verfassungsfragen am Beispiel der in Deutschland einge-
führten Bepreisung von Brennstoffemissionen in den Sektoren Gebäudewärme 
und Straßenverkehr. Sie wurde im Jahre 2023 von der Juristischen Fakultät der 
Julius-Maximilians-Universität Würzburg als Dissertation angenommen. Das im 
Februar 2023 abgeschlossene und für die Veröffentlichung geringfügig überarbei-
tete Manuskript berücksichtigt die wesentlichen gesetzgeberischen Entwicklungen 
bis Februar 2024. 

Zunächst möchte ich mich sehr herzlich bei meinem Doktorvater, Herrn Prof. Dr. 
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kenntnisreich waren ferner Tagungen und Seminare, durch welche ich die Mög-
lichkeit erhielt, mein Projekt in allen Stadien zu präsentieren. Sehr dankbar bin ich 
auch für die regelmäßigen Treffen und Diskussionen mit Dr. Matthias Leymann 
und Charlotta Maiworm zu aktuellen Entwicklungen im Wärmerecht. Zudem danke 
ich herzlich allen, die das Manuskript ganz oder in Teilen gelesen und kommen-
tiert haben: Lisa Altoff, Dr. Martin Braml, Dr. Tobias Pascher, Reiner Schneider 
und Franziska Stutzer. Auch dem gesamten Team am Lehrstuhl von Herrn Prof. 
Ludwigs bin ich überaus dankbar für die schönen Jahre und das angenehme Um-
feld während und neben der Arbeit. Schließlich danke ich meinen Eltern Reiner 
und Ruth Schneider für ihre umfassende Unterstützung, mit der nicht zuletzt die 
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Einleitung

Vor dem Hintergrund der Klimaveränderung gilt ein CO2-Preis,1 also ein Preis 
für Emissionen von CO2, als eine zentrale Möglichkeit zur Emissionsreduktion. 
Einerseits ist das menschliche Dasein wie auch das Autofahren oder Heizen ohne 
Brennstoffe heute kaum mehr denkbar. Gleichzeitig entsteht durch das Verbrennen 
von Energieträgern wie Kohle, Erdöl und Erdgas u. a. das Treibhausgas2 Kohlen-
dioxid (CO2), was andererseits die Treibhausgaskonzentration in der Atmosphäre 
ansteigen lässt. Die International Energy Agency stellte im März 2022 den his-
torischen Höchststand der globalen CO2-Emissionen von 36,3 Milliarden Tonnen 
im Jahr 2021, von denen 15,3 Milliarden Tonnen auf Kohle, 7,5 Milliarden Tonnen 
auf Erdgas und 10,7 Milliarden Tonnen auf Erdöl entfallen, fest.3 Zwar wäre es 
ganz ohne Treibhausgase (bei ansonsten gleichbleibenden Bedingungen) auf der 

	 1	In dieser Arbeit wird immer von einer CO2-Bepreisung gesprochen. Dies ist dann kor-
rekt, wenn ausschließlich CO2 bepreist und eine solche Bepreisung gemeint ist. So handelt es 
sich bei Brennstoffen i. S. d. BEHG (Brennstoffemissionshandelsgesetz v. 12. 12. 2019, BGBl I 
S. 2728; zgd. Gesetz vom 22. 12. 2023 (BGBl I Nr. 412) gem. § 3 Nr. 1 BEHG um die Menge 
CO2 in Tonnen, die bei einer Verbrennung von Brennstoffen nach Anlage 1 des BEHG frei-
gesetzt werden kann und dem Verantwortlichen infolge des Inverkehrbringens nach § 2 Abs. 2 
BEHG zugerechnet wird, sodass richtigerweise von einer CO2-Bepreisung gesprochen werden 
kann. Bei der Bepreisung des EU-ETS I werden hingegen zum Teil auch andere Treibhaus-
gase wie perfluorierte Kohlenwasserstoffe (PFC) oder Distickstoffmonoxid (N2O) mit bepreist, 
vgl. § 3 Nr. 5 i. V. m. Anhang 1 Teil 2 des TEHG (Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz v. 
21. 7. 2011, BGBl I S. 1475; zgd. Gesetz v. 10. 8. 2021, BGBl I S. 3436). Wird in diesem Kon-
text von einer CO2-Bepreisung gesprochen findet eine in der ökonomischen und juristischen 
Lit. gebräuchliche Verkürzung statt. Siehe zum Anteil von CO2 an den in Deutschland verur-
sachten Treibhausgasen und der Umrechnungsmöglichkeit der Treibhausgasemissionen in CO2eq  
auch Einl. Fn. 2. 
	 2	Um die Wirkung der verschiedenen Treibhausgase kurzfristig vergleichbar zu machen, hat 
der IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change) das „Globale Erwärmungspotenzial“ 
(GWP) definiert. Der IPCC ist ein zwischenstaatlicher Ausschuss, der vom Umweltprogramm 
der UN (United Nations Environment Programme) und der Weltorganisation für Meteorolo-
gie (World Meteorological Organization) im Jahr 1988 gegründet wurde. Aufgabe des IPCC 
ist es, die naturwissenschaftlichen Grundlagen und den weltweiten Forschungsstand zusam-
menzutragen und damit eine Grundlage für wissenschaftsbasierte Entscheidungen zu bieten. 
Siehe dazu auch BVerfGE 157, 30 Rn. 16 ff. [2021] – Klimaschutz. CO2 macht ca. 95 % der in 
Deutschland verursachten Treibhausgase aus (siehe dazu UBA, Treibhausgas-Emissionen in 
Deutschland, 2021, https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-
in-deutschland#emissionsentwicklung-1990-bis-2018, abgerufen am 31. 1. 2023). Treibhaus-
gasemissionen können durch die GWP-Werte in CO2- Äquivalente (CO2eq) umgerechnet und so 
zusammengefasst werden, vgl. hierzu auch O. Edenhofer / M. Jakob, Klimapolitik, 22019, S. 21.
	 3	International Energy Agency, Global Energy Review: CO2 Emissions in 2021, 2022; 
U. Stäsche, EnWZ 2022, 201 (202).
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Erdoberfläche im Mittel etwa minus 18 °C kalt,4 seit Beginn der Industrialisie-
rung nimmt jedoch die Konzentration von Treibhausgasen in der Atmosphäre stark 
zu.5 Derzeit wird eine – im klimageschichtlichen Vergleich stark beschleunigte –  
Erwärmung der Erde beobachtet.6 Zwischen Treibhausgaskonzentration in der At-
mosphäre und der Erderwärmung besteht ein annähernd linearer Zusammenhang:7  
In den letzten 100 Jahren ist die durchschnittliche Temperatur um etwa 1 °C gestie-
gen,8 was mit einer Wahrscheinlichkeit von 95 % durch den Menschen verursacht 
wurde9 und vielfältige negative Folgen hat. Die Erderwärmung liegt seit Mai 2022 
bei 1,2 °C, ein zumindest kurzfristiges Erreichen der 1,5 °C-Grenze des Pariser 
Klimaschutzübereinkommens10 wird bereits 2026 erwartet.11 Die Begrenzung der 
Klimaveränderung sowie die Anpassung an die Folgen des Klimawandels gehören 
daher zu den wichtigsten Themen der politischen Agenda. Um die Energieversor-
gung12 sicherzustellen und gleichzeitig die Treibhausgasemissionen zu senken, sind 
Anpassungen in allen Lebensbereichen notwendig.13 Ein CO2-Preis wurde erstmals 
2005 auf europäischer Ebene in der stromerzeugenden- und verarbeitenden Indus-
trie eingeführt.14 Insgesamt sind derzeit jedoch nur rund 45 % der Treibhausgas-

	 4	Deutsches Klima-Konsortium, Deutsche Meteorologische Gesellschaft, Deutscher Wetter
dienst, Extremwetterkongress Hamburg, Helmholtz-Klima-Initiative, klimafakten.de (Hg.), 
Was wir heute übers Klima wissen: Basisfakten zum Klimawandel, 2021, S. 4; S. Rahmstorf /  
H.-J. Schellnhuber, Der Klimawandel, 92019, S. 32; UBA, Klima und Treibhauseffekt, https://
www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimawandel/klima-treibhauseffekt, abge-
rufen am 31. 1. 2023.
	 5	S. Rahmstorf / H.-J. Schellnhuber, Der Klimawandel, 92019, S. 32 ff. Zur Entwicklung der 
Emissionen zw. 1990 und 2014 O. Edenhofer / M. Jakob, Klimapolitik, 22019, S. 21 ff.
	 6	S. Rahmstorf / H.-J. Schellnhuber, Der Klimawandel, 92019, S. 36 ff.
	 7	Sachverständigenrat für Umweltfragen, Demokratisch regieren in ökologischen Gren-
zen – Zur Legitimation von Umweltpolitik, Sondergutachten 2019, S. 36; vgl. hierzu auch die 
Darstellung bei R. Ismer, Klimaschutz als Rechtsproblem, 2014, S. 27 ff.
	 8	IPCC, 1,5 °C globale Erwärmung, 2018, S. 8 m. Fn. 5.
	 9	IPCC, Klimaänderung 2013. Naturwissenschaftliche Grundlagen, 2016, WGI-11; ders., 
Klimaänderung, 2014, S. VII.
	 10	Vgl. Gesetz zu dem Übereinkommen von Paris vom 12. Dezember 2015 v. 28. 9. 2016, 
BGBl 2016 II S. 1082. Hierbei geht es um die Begrenzung der globalen Erwärmung auf 1,5 °C 
gegenüber vorindustriellen Zeiten (1850 bis 1900), siehe IPCC, 1,5 °C globale Erwärmung. 
Häufig gestellte Fragen und Antworten, 2018, S. 8. 
	 11	World Meteorological Organization, Update v. 9. 5. 2022, https://public.wmo.int/en/media/ 
press-release/wmo-update-5050-chance-of-global-temperature-temporarily-reaching-15%C2 
%B0c-threshold, abgerufen am 31. 1. 2023. Siehe dazu auch U.  Stäsche, EnWZ 2022, 201 
(202 ff.).
	 12	Auch das BVerfG ordnet die Energieversorgung der öffentlichen Daseinsvorsorge zu, vgl. 
BVerfGE 38, 258 (270 f.) [1974] – Magistratsverfassung Schleswig-Holstein; 91, 186 (206) 
[1994] Kohlepfennig; BVerfG, NJW 1990, 1783. Siehe dazu M. Schmidt-Preuß, in: J. Isensee /  
P. Kirchhof (Hg.), HStR IV, 32006, § 93 Rn. 1.
	 13	Siehe dazu die Aufzählung des BVerfGE 157, 30 Rn. 37 [2021] – Klimaschutz.
	 14	RL 2003/87/EG des EP und des Rates v. 13. 10. 2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und z. Änd. d. RL 96/61/EG des Rates, 
ABl L 275/32; zgd. RL (EU) 2023/959 des EP und des Rates v. 10. 5. 2023 (ETS-RL). Hierzu 
D. Weinreich / S. Marr, NJW 2005, 1078 ff.

https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimawandel/klima-treibhauseffekt
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimawandel/klima-treibhauseffekt
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emissionen in der EU von dessen Emissionshandelssystem umfasst.15 So deckt die 
Einbeziehung von Fernwärme und Strom zum Heizen im Gebäudesektor nur etwa 
30 % der Heizungsemissionen ab.16 Im Übrigen wird das Heizen mit Öl und Gas 
nicht vom Emissionshandelssystem der Europäischen Union (EU-ETS I) bepreist. 
Zwar ist inzwischen auch der Luftverkehr in den teilnehmenden Staaten in das  
EU-ETS I einbezogen worden,17 Emissionen aus den Bereichen des Schiffs- und 
Straßenverkehrs werden allerdings ebenfalls nicht berücksichtigt.18 Seit 2021 setzt 
das nationale Brennstoffemissionshandelssystem (nEHS) zumindest in Deutsch-
land einen zusätzlichen Preisanreiz19 zur Einsparung von CO2-Emissionen vor 
allem in den – nicht vom EU-ETS I umfassten20 – Bereichen des Straßenverkehrs 
sowie der Gebäudewärme.21 Zur Teilnahme sind nicht die Nutzer der fossilen 

	 15	So KOM, Bericht v. 1. 2. 2017, KOM(2017) 48 endg. – Funktionieren des CO2-Marktes in 
der EU, S. 6. Laut ICAP, Emissions Trading Worldwide. Status Report, 2022, S. 49 waren im 
Jahr 2019 jedoch nur 39 % der Treibhausgasemissionen in der EU umfasst.
	 16	Siehe den Vorschlag der KOM(2021) 551 endg., S. 6. Zu diesen Entwicklungen siehe auch 
J. Falke, ZUR 2022, 376 (381); T. Rath / F. Ekardt, KlimR 2022, 138. 
	 17	Zudem ist seit 1. 1. 2020 auch das Treibhausgasemissionshandelssystem der Schweiz mit 
dem EU-ETS I verknüpft.
	 18	Darüber hinaus ist auch die Landwirtschaft nicht vom EU-ETS I umfasst. 
	 19	Einen juristischen Anreizbegriff formuliert J. Wolff, Anreize im Recht, 2020, S. 7 ff. Siehe 
zu monetären Verhaltensanreizen auch U. Sacksofsky, in: A. Voßkuhle / M. Eifert / C. Möllers 
(Hg.), GVwR II, 32022, § 39 Rn. 14 ff.
	 20	Die nicht vom EU-ETS  I umfassten Sektoren werden auch als Non-ETS-Sektoren be-
zeichnet. Emissionen der Landwirtschaft gehören ebenfalls hierzu, sind aber vom nEHS nicht 
umfasst. Nicht zum Non-ETS-Bereich zählen dagegen die Emissionen der Bereiche Landnut-
zung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft, die als dritter Bereich unter die VO (EU) 
2018/841 des EP und des Rates v. 30. 5. 2018 über die Einbeziehung der Emissionen und des 
Abbaus von Treibhausgasen aus Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft in 
den Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030 und z. Änd. d. VO (EU) Nr. 525/2013 
und des Beschlusses Nr. 529/2013/EU, ABl L 156/1; zgd. Delegierte VO (EU) 2021/268 der 
KOM v. 28. 10. 2020, ABl L 60/21 fallen. Siehe hierzu auch J. Albrecht, NuR 2020, 370 ff. In 
der vorliegenden Arbeit wird aufgrund der Schaffung des nEHS und der Einführung eines EU-
ETS II auf den Begriff der Non-ETS-Sektoren verzichtet.
	 21	Die Def. der Sektoren beruht auf dem in der internationalen Treibhausgasberichterstattung 
üblichen Quellprinzip. Im Detail werden die Sektoren anhand der Quellkategorien des gemein-
samen Berichtsformats (Common Reporting Formats) der Klimarahmenkonvention (hierzu 
Kap. 1 § 3 A. i. V. m. Fn. 156) sowie dem entsprechenden europäischen Durchführungsrechtsakt 
(Durchführungsverordnung [EU] 2020/1208 der KOM v. 7. 8. 2020 über die Struktur, das Format, 
die Verfahren für die Vorlage und die Überprüfung der von den Mitgliedstaaten gem. der VO [EU] 
2018/1999 des EP und des Rates gemeldeten Informationen und zur Aufhebung der Durchfüh-
rungsverordnung [EU] Nr. 749/2014 der KOM, ABl L 278/1) beschrieben. Der Straßenverkehr 
umfasst die Emissionen aus dem motorisierten Straßenverkehr in Deutschland, wobei jeder Ver-
kehr auf öffentlichen Straßen im Inland ohne den land- und forstwirtschaftlichen sowie den mili-
tärischen Verkehr berücksichtigt ist. Das BEHG ist allerdings brennstoffbezogen, sodass jeglicher  
Brennstoffverbrauch umfasst wird (vgl. dazu noch Kap. 1 § 3 C. III. 3. a)). Der Gebäudesektor 
umfasst alle Emissionen aus Verbrennungsprozessen in Haushalten sowie Gewerbe, Handel und 
Dienstleistungen, siehe Anlage 1 des KSG (Bundes-Klimaschutzgesetz v. 12. 12. 2019, BGBl I 
S. 2513; zgd. durch Gesetz v. 18. 8. 2021, BGBl I S. 3905). Das nationale System für die Beprei-
sung von Brennstoffemissionen und das EU-ETS I stehen zunächst nebeneinander, siehe dazu 
auch W. Frenz, RdE 2020, 281. Krit. zu dieser Isolierung C. Franzius, EnZW 2019, 435 (441 f.).


